
ner, sind sich zunächst darin einig, daß die Pflicht zur Arbeit in erster Linie 
durch Schaffung der entsprechenden Voraussetzungen, durch Bewußtseins­
bildung und entsprechende ökonomische Hebel durchgesetzt werden soll. 
Allerdings läßt Klenner dann die Möglichkeit administrativer Zwangsanwen­
dung zu. Hier liegt nun der entscheidende Punkt. Die sozialistische Arbeit 
innerhalb eines Arbeitsverhältnisses, das vom Arbeitsrecht oder anderen 
Rechtszweigen geregelt wird, ist ihrem Wesen nach freiwillige und bewußte 
Tätigkeit. Die Beseitigung der Ausbeutung verschloß den Weg, durch Aus­
beutung anderer, ohne selbst zu arbeiten, eine materielle Lebensgrundlage 
zu erwerben. Die Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses unterliegt angesichts 
der grundlegenden Interessenübereinstimmung auch einer entsprechend ge­
lagerten Willensübereinstimmung von Betrieb und Werktätigem, deren bei­
derseitige Willen kraft eigener Überzeugung und materiell stimuliert überein­
stimmen. Insoweit drückt die Formulierung des § 2 GBA den tatsächlichen, 
nämlich moralischen Gehalt dieser Pflicht zur Arbeit zutreffend aus. Die 
neue, sozialistische Verfassung verankert die ehrenvolle Pflicht zu gesell­
schaftlich nützlicher Tätigkeit in einer Situation, da im Vergleich zur Zeit 
der Schaffung des GBA die sozialistischen Züge unserer Gesellschaft noch 
plastischer hervorgetreten sind. Daher zielt sie nicht darauf ab, die bisherige 
bewährte Praxis zu verändern. Im Vertrauen auf die grundlegende Inter­
essenübereinstimmung überläßt auch sie die Aufnahme einer Arbeit im Sinne 
eines Arbeitsrechts- oder Genossenschafts Verhältnisses u. a. als der wichtig­
sten Form gesellschaftlich nützlicher Tätigkeit dem freien Entschluß des 
Bürgers und des Betriebes.
Das arbeitsrechtliche Mittel zur Begründung eines bestimmten Arbeitsver­
hältnisses bleibt — neben der Berufung und der Wahl in bestimmte Funk­
tionen — der Arbeits vertrag. Das gestattet es einerseits dem Werktätigen, den 
seiner Qualifikation und seinen sonstigen Interessen am besten entsprechen­
den freien Arbeitsplatz auszuwählen, und andererseits dem Betrieb, aus den 
Bewerbern für die offenen Stellen diejenigen zu wählen, die angesichts ihrer 
Fähigkeiten den betrieblichen Anforderungen am meisten entsprechen. Das 
Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes ermöglicht also Bürgern und Betrie­
ben, eigenverantwortlich und in übereinstimmendem Willen einen Arbeits­
vertrag abzuschließen, der die persönlichen und betrieblichen Interessen mit 
den gesellschaftlichen Erfordernissen in Einklang bringt. Diese Erfordernisse 
werden bereits in der Berufsausbildung, in der allgemeinen Planung, in der 
Kaderarbeit und Einstellungspolitik der Betriebe, durch die koordinierende 
Tätigkeit der Ämter für Arbeit und Berufsberatung (GBl. 1961 II S. 345), in der 
rechtlichen Regelung der Arbeitsverhältnisse, durch die Anforderungen an 
die Ausübung bestimmter Berufe (z. B. ärztliche Approbation) berücksichtigt. 
Ein demgemäßes Handeln wird im Prinzip durch die Gestaltung des Tarif­
systems stimuliert. In freier Wahl des Arbeitsplatzes wird also die grund­
legende Interessenübereinstimmung entsprechend den konkreten Bedingungen 
optimal hergestellt.38

Dieser neue, sozialistische Inhalt der Grundrechte auf dem Gebiet der Arbeit

Leitung von E. Poppe, Staatsrecht der DDR (I), Verfassungsrecht, a. a. O., S. 92 ff.; 
W. Büchner-Uhder / E. Poppe / R. Schüsseler, a. a. O., S. 43 ff.

38 Der Bereich, innerhalb dessen ausnahmsweise durch administrativen staatlichen 
Zwang die Aufnahme von Arbeitsverhältnissen rechtlich durchgesetzt wird, ergibt 
sich aus dem Strafrecht: Staatlichen Zwanges im Sinne der gerichtlichen Verur­
teilung zur Bewährung am Arbeitsplatz (§ 34 StGB) oder zur Arbeitserziehung (§ 42 
StGB) bedarf es nur dann, wenn solche strafbaren Handlungen begangen werden, 
die sie erforderlich machen. So setzt Arbeitserziehung voraus, daß die öffentliche 
Ordnung durch asoziales Verhalten gefährdet wurde (§ 249 StGB).743


